
bleibt, sondern ebenso wie die Tätigkeit der Straf
gerichte zum Hebel in der gesellschaftlichen Entwick
lung wird.

III
Die kritische Betrachtung, mit welchem Erfolg das 

Oberste Gericht von einer weiteren, speziell der An
leitung der Rechtsprechung dienenden gesetzlichen Be
fugnis (§ 58 GVG), nämlich dem Erlaß von Richtlinien, 
Gebrauch gemacht hat, führt trotz einer Reihe beacht
licher Einzelerfolge zu keinem befriedigenden Ergebnis. 
Diese Möglichkeit, über den einzelnen Fall hinaus mit 
verbindlicher Wirkung für alle Gerichte Anweisungen 
zur Anwendung und Auslegung der Gesetze zu geben, 
verlangt im Hinblick auf die Stärkung der Verantwor
tung der Gerichte, daß von dieser Befugnis nur dann 
Gebrauch gemacht wird, wenn die Anleitung durch die 
Instanz- und Kassationsrechtsprechung zu keinem aus
reichenden Erfolg führt. Das Oberste Gericht ist nach 
einer selbstkritischen Einschätzung seiner Arbeit der 
Meinung, daß die Form und auch die Begründung 
dieser Richtlinien, die auf einer umfassenden Darstel
lung der grundlegenden und häufig wiederkehrenden 
Fehler in der Anwendung der Gesetze aufbauen, und 
insbesondere die politische Darstellung der Folgen der 
fehlerhaften Gesetzesanwendung bzw. -auslegung rich
tig und wirksam sind. Für die meisten Richtlinien kann 
gesagt werden, daß sie grobe Hindernisse für die ge
sellschaftliche Entwicklung beseitigt und nicht nur den 
Gerichten bzw. den Arbeitsgerichten für die Rechts
anwendung Anleitung gegeben haben, sondern auch 
breite Kreise der werktätigen Bevölkerung über wesent
liche Grundsätze der sozialistischen Gesetzlichkeit auf
geklärt haben. Dies ist z. B. durch die Richtlinien Nr. 5 
und 7 in besonderem Maße auf dem Gebiete des Ar
beitsrechts zur Frage der Kündigung geschehen. Aber 
auch die durch neue gesetzliche Regelung gegenstands
los gewordenen Richtlinien über die Anwendung des 
Gesetzes zum Schutze des Volkseigentums und des Ge
setzes zum Schutze des innerdeutschen Handels auf 
dem Gebiet des Strafrechts oder die bereits auf dem 
Gebiet des Zivilrechts erwähnte Richtlinie zum Ehe
verfahren haben einen beachtlichen Erfolg in der Ver
tiefung der sozialistischen Gesetzlichkeit bei Anwen
dung der Gesetze durch die Gerichte wie im Bewußt
sein der Werktätigen gebracht. In dem Bemühen, die 
Teilnahme der Gerichte an der staatlichen Leitungs
tätigkeit zu verstärken, ist bei der kritischen Einschät
zung der eigenen Arbeit des Obersten Gerichts die 
Frage gestellt worden, ob nicht zu vorsichtig von dieser 
gesetzlichen Möglichkeit der Anleitung Gebrauch ge
macht worden ist. Das Kollektiv der Richter des Ober
sten Gerichts hat diese Frage bejaht und übt damit 
Kritik auch an den Stellen, denen nach dem Gesetz das 
Recht zusteht, den Erlaß von Richtlinien zu beantragen. 
Die bisher erlassenen Richtlinien sind auf Antrag des 
Ministers der Justiz bzw. des Präsidenten des Ober
sten Gerichts ergangen. Von anderen zentralen Dienst
stellen der Regierung, wie z. B. vom Ministerium für 
Arbeit bzw. jetzt Komitee für Arbeit und Löhne, 
von dem für das Gebiet des Arbeitsrechts solche An
regungen zu erwarten gewesen wären, ist keine Initia
tive zum Erlaß von Richtlinien ausgegangen. Daß auf 
dem Gebiet des Arbeitsrechts keine Initiative zur Klä
rung weiterer grundsätzlicher Fragen erforderlich ge
wesen wäre, kann man bei objektiver Einschätzung der 
Erfolge der Tätigkeit der Arbeitsgerichte nicht behaup
ten.

Überhaupt ist festzustellen, daß von den zentralen 
Stellen der Regierung — und hier kommen außer dem 
Komitee für Arbeit und Löhne noch weitere Fachmini
sterien in Frage, mit deren Sachgebieten die Recht
sprechung der Gerichte und Arbeitsgerichte befaßt 
ist —, aber auch von gesellschaftlichen Organisationen 
diese Möglichkeit der Anleitung nachgeordneter Organe 
zur richtigen Anwendung der Gesetze bisher nicht be
achtet worden ist. Die Wende zu einer qualifizierten, 
sozialistischen Leitungstätigkeit im Staatsapparat setzt 
aber bei aller Anerkennung der speziellen Verantwort
lichkeit des einzelnen Organs die Beteiligung des an 
derselben Sache interessierten oder gar mit ihr be
faßten Organs des zentralen Staatsapparates voraus.

Bei einigen zentralen Stellen ist aber in der Vergangen
heit oftmals die Auffassung vorherrschend gewesen,

daß man Schwierigkeiten nach Möglichkeit ohne Mit
wirkung der Justizorgane lösen müsse. Dafür ein Bei
spiel: Die Kassationsrechtsprechung des Obersten Ge
richts auf dem Gebiet des Arbeitsrechts hat sich mit 
Erfolg bemüht, die gesellschaftlichen Ursachen für die 
unverhältnismäßig häufigen Mankofälle im staatlichen 
und genossenschaftlichen Handel aufzudecken. Sie hat 
dazu beigetragen, mangelnde Aufsicht, grobe Mängel 
in der Arbeitsorganisation der Handelsorgane u. dgl. 
zu beheben, und mit die Voraussetzungen dafür ge
schaffen, .daß heute die sozialistischen Brigaden des 
Handels freiwillig dazu übergehen, kollektiv die Ver
antwortung für die ihnen anvertrauten Werte zu über
nehmen. ^

Die staatliche Leitungstätigkeit verbessern verlangt 
vom verantwortlichen Organ, alle Möglichkeiten einer 
wirksamen Einflußnahme zu sehen und sich ihrer zu 
bedienen, um Fehler zu verhindern. Ebenso wie das 
Ministerium der Justiz durch den auf seine Initiative 
am 7. August 1959 in Cottbus für die „Schwarze Pumpe“ 
einberufenen Erfahrungsaustausch mit der Volkspolizei 
und den örtlichen Staatsorganen gezeigt hat, daß die Ge
richte und Staatsanwälte die Schwierigkeiten der ge
sellschaftlichen Entwicklung nicht nur durch die Krin
gel der Paragraphen und in der Gestalt der Angeklag
ten sehen, sondern vor allem an der Überwindung be
stehender Fehler und Disproportionen unserer Entwick
lung interessiert sind, wird es Aufgabe des Obersten 
Gerichts und vorauf der Antragsberechtigten sein, für 
die Beseitigung von Fehlern in der gesellschaftlichen 
Entwicklung, die auf Nichtbeachtung oder falscher An
wendung der Gesetzesbestimmungen beruhen, in stär
kerem Maße die Möglichkeit des Erlasses von Richt
linien zu nutzen. Die bisher gemachten Erfahrungen 
berechtigen auf jeden Fall zu der Erwartung, daß dieses 
Hilfsmittel staatlicher Leitung, dessen Wirkung sich 
keinesfalls auf die Gerichte beschränkt, sondern auch 
den anderen Organen staatlicher Verwaltung eine 
Orientierung gibt, vor allem bewußte Aufnahme in 
breiten Kreisen der werktätigen Bevölkerung findet 
und damit eine nachhaltige Wirkung im Bewußtsein der 
Menschen hat und sehr viel wirksamer für unsere ge
sellschaftliche Entwicklung gemacht werden kann, als 
dies in der Vergangenheit geschehen ist.

IV
Auch für die Rechtsprechung zweiter Instanz ist der 

Volkswirtschaftsplan der Arbeitsplan der Gerichte. Um 
unmittelbar der Lösung der ökonomischen Hauptauf
gabe zu dienen und den ideologischen Prozeß der Um
erziehung der Bürger zu unterstützen, muß sich die 
Rechtsprechung zweiter Instanz vor Augen halten, daß 
ihre wesentlichste Aufgabe sich nicht in der richtigen 
Anleitung im einzelnen Fall und erforderlichenfalls in 
der Korrektur einer unrichtigen Gesetzesanwendung 
erschöpfen darf, sondern daß sie über den Einzelfall 
hinaus bei den unteren Gerichten die Erkenntnis wecken 
und vertiefen muß, daß auch die Justizorgane die Ver
antwortung für das gesamte gesellschaftliche Leben 
tragen. Deshalb kann die Rechtsprechung in Strafsachen 
im Kern nur auf die ständige Einschränkung der Kri
minalität und in Zivilsachen darauf gerichtet sein, daß 
unsere Bürger in ihrer ideologischen Entwicklung den 
Schritt vom „Ich“ zum „Wir“ tun. Dieser Schritt wird 
nicht erfolgen, solange die gerichtliche Entscheidung 
erster und zweiter Instanz nicht den gesellschaftlichen 
Konflikt, sondern das Verbrechen des Angeklagten und 
den Konflikt zweier Prozeßparteien darstellt. Schon in 
der Darstellung des Sachverhalts beginnt dieser gesell
schaftliche Abstraktionsprozeß. Ansätze, die in den 
vergangenen Jahren mit der Forderung nach einer voll
ständigen Darstellung des Subjekts und der subjek
tiven Seite des Verbrechens in den Strafurteilen erreicht 
worden sind, haben sich kaum weiterentwickelt. Immer 
noch wird auch in Strafurteilen das, was nicht unmittel
bar für die einzelnen Straftatsbestandsmerkmale von Be
deutung ist, zumeist noch als unwesentlich angesehen. 
Statt einen wirklichen Ausschnitt aus dem Leben zu 
geben, der es zu erkennen ermöglicht, auf welchen per
sönlichen und allgemeinen Grundlagen das Verbrechen 
entstanden ist, um es als eine gesellschaftliche Erschei
nung richtig einschätzen zu können, wird als das histori
sche Geschehen eben nur das Verbrechen des Angeklagten
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